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Wenn Unternehmen in die Reha müssen
MANAGEMENT Auch Firmen können an einem Burnout-Syndrom leiden / Falsche Reaktionen auf Marktveränderung

WIESBADEN. Dieses Buch öff-
net auf faszinierend beunruhi-
gende Weise die Augen für ein
Phänomen, das man mehr oder
weniger intensiv erlebt oder be-
obachtet hat, ohne es benennen
zu können, und das nun einen
Namen hat und mit Röntgenau-
gen durchleuchtet ist: das Burn-
out ganzer Organisationen.
Wer kennt nicht die schleichen-
de Abnahme von Motivation,
Engagement, Loyalität und Ge-
meinsamkeit in Unternehmen?
Besonders krass zu beobachten
bei Organisationen, die lange
Zeit von Pioniergeist und Inno-
vationskultur geprägt waren
und aus unerklärlich erschei-
nenden Gründen abdriften in
Routine, misstrauisches Besitz-
standdenken, erstickende Büro-
kratie.

Bis zur Erschöpfung

Der Autor geht von der medi-
zinischen Indikation des indivi-
duellen Burnout und seiner
Symptome aus. Bekannt, denn
rund ein Fünftel der Deutschen
geht wegen psychischer Proble-
me zum Arzt oder Psychothera-
peuten. Das häufig zugrunde

liegende Burnout-Syndrom
läuft vom Zwang, sich zu bewei-
sen, über Werteverfall und Ver-
drängung bis zur Erschöpfung
ab. Die Ursachen lassen sich
diagnostizieren, Therapien sind
bekannt. Dass aber Organisa-
tionen einen ähnlichen Weg ge-
hen können, ist eine neue Ent-
deckung. Neu, aber vom Autor
anhand vieler Beispiele mit der
OBO-Brille durchschaut (OBO
= Organizational Burnout). Ein
weißer Fleck jedoch auf der
Wissenschaftslandkarte, wie
das intensive Quellenstudium
des Autors zeigt.
Mit psychoanalytischer Strin-

genz führt uns der Autor durch

die Ursachenforschung und
stellt fest, dass Alter, Größe und
Marktnähe des sozialen Sys-
tems „Organisation“ dessen
Empfänglichkeit für den Virus
OBO bestimmen: prädestiniert
sind Organisationen, die älter
als 25 Jahre sind, mehr als 100
Beschäftigte und keinen engen
Kontakt zu den Leistungsemp-
fängern mehr haben. Bei ihnen
treten nacheinander oder
gleichzeitig auf: Unsicherheit
über Marktakzeptanz, kunden-
ferne Qualitätsvorstellungen,
unrealistische Leistungsvorga-
ben, Werte- und Sinnverfrem-
dung, Zunahme der Fluktua-
tion, Isolation der Führungs-
ebene, Vertrauensverlust und
Angst.

Warum das alles? Der Autor
stellt fest: Erfolgsarroganz
macht blind, Marktveränderun-
gen werden nicht rechtzeitig er-
kannt oder missverstanden,
Misserfolgen wird mit falschen
Maßnahmen begegnet, als Aus-
weg aus der Kostenklemme
wird Fusionieren angesehen
(obwohl nahezu alle Fusionen
die Probleme eher verstärkt ha-
ben), die Unternehmenskultur
wird unterbelichtet. Die Symp-
tome des fortschreitenden
OBO lassen nicht auf sich war-
ten, insbesondere die abneh-

mende emotionale Bindung der
Mitarbeiter, die Unglaubwür-
digkeit der Führungskräfte, die
Auflösung von Teamsynergien
zugunsten von Partikularinte-
ressen.

Frühe Anzeichen

Der Autor liefert ein Diagno-
seinstrument von Frühindikato-
ren, mit dem die Burnout-Phase
einer Organisation (latent,
akut, chronisch, letal) erkannt
werden kann. Dazu gehören
Testfragen, mit denen die Reak-
tion auf ausbleibenden Markt-
erfolg, die schleichende Abnah-
me der Produktivität, Energie-
und Zeitverluste durch zuneh-
mende interne Anforderungen,
unerklärliche Ressourceneng-
pässe, die Verunsicherung der
Mitarbeiter und ihr zunehmen-
der Zynismus gegenüber Kolle-
gen und Firma, die Abnahme
des persönlichen Engagements,
der Mangel an Innovationsbe-
reitschaft und die Fluktuations-
ursachen ermittelt und bewer-
tet werden können. Diese Er-
scheinungen sind häufig beglei-
tet von einer diffusen Sehn-
sucht nach dem „Big Bang“
eines Neubeginns, für den sich
aber die Führung als zu kraftlos
erweist, die ihr Heil häufig in

komplexer Überorganisation
und in Härte der Personalfüh-
rung sucht.
Der Autor warnt davor, sich

nach Diagnose und Selbst-
erkenntnis in eine Eigenthera-
pie zu stürzen, um kurzfristig
Erfolge zu erzielen, indem die
Symptome kuriert werden sol-
len. Stattdessen stellt er einen
Therapieansatz vor, der die
Ursachen des Organizational
Burnout angeht und einen Re-
habilitationsprozess einleitet.
Dieser Ansatz basiert auf sechs
Elementen: umfassende, ehrli-
che Kommunikation, Reflexion
und Argumentation, Vertrau-
ensbereitschaft und -würdigkeit
der Führung, Zielklarheit der
Strategie, Konzentration auf
Wertschöpfung, Anstreben
einer Balance aus organisatori-
scher Kontinuität, Dynamisie-
rung und Einbeziehung aller
Mitarbeiter in den Rehabilita-
tionsprozess. Das Buch macht
denen Mut, deren Unterneh-
men sich in dem schleichenden
Prozess des Organizational
Burnout befindet.

Von
Stefan Schröder
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Zwischen Wunsch und Wirklichkeit
LINKE Partei ringt um neues Programm / Lötzsch fordert mehr Orientierung an den politischen Realitäten

HANNOVER (dpa). Wie hoch
sollen die Hürden für eine Re-
gierungsbeteiligung gesteckt
werden? Das ist eine der Kern-
fragen in der Programmdebatte
der Linken. Ein Jahr hat die
Partei noch Zeit, ihre inhaltli-
che Neuausrichtung vorzuberei-
ten.

Trotz Differenzen in zentra-
len Fragen hat die Linke-Füh-
rung eine positive Zwischenbi-
lanz der Debatte über das neues
Parteiprogramm gezogen. Par-
teichefin Gesine Lötzsch forder-
te gestern auf einem Konvent in
Hannover allerdings eine stär-
kere Orientierung an den politi-
schen Realitäten: „Wir sollten
uns nicht gegenseitig mit unse-
ren Theoriegebäuden erschla-
gen.“
Ihr Vorgänger Oskar Lafon-

taine, einer der maßgeblichen
Autoren des Programment-
wurfs, sprach sich für eine klare
Abgrenzung gegen SPD und
Grünen aus. Diese beiden Par-
teien seien die Hauptkonkur-
renten im politischen Wettbe-
werb. Streit gibt es in der Lin-
ken vor allem noch über die Be-
dingungen für eine Regierungs-
beteiligung sowie über die Fra-
ge, ob Auslandseinsätze der
Bundeswehr gänzlich ausge-
schlossen werden sollen.

Entwurf von 25 Seiten

Im März hatte eine 16-köpfige
Kommission mit den damaligen
Parteivorsitzenden Lafontaine
und Lothar Bisky an der Spitze
nach zweieinhalbjährigen Bera-
tungen einen 25-seitigen Pro-
grammentwurf vorgelegt. Darin
wird unter anderem gefordert
eine Verstaatlichung von Ban-

ken, Streik als politisches Inst-
rument, die 30-Stunden-Woche
bei vollem Lohnausgleich und
eine Auflösung der Nato. In den
nächsten Monaten soll der Ent-
wurf überarbeitet und Ende
nächsten Jahres in einer Urab-
stimmung verabschiedet wer-
den. Bisher gibt es nur program-
matische Eckpunkte als Basis
für die Parteiarbeit.
Parteichef Klaus Ernst be-

zeichnete die Linke als Erfolgs-
modell. „Wir sind ein prakti-
scher Korrekturfaktor der neoli-

beralen Politik geworden“, sag-
te er. „Und nun geht es darum,
dass wir noch stärker zum Mo-
tor für einen sozialen, demokra-
tischen und friedlichen Wandel
werden.“
Lafontaine verteidigte den

Entwurf zum Abschluss des
Konvents unter heftigem Beifall
von mehreren hundert Partei-
mitgliedern. Eine zweite SPD
werde nicht gebraucht, sagte er.
Kritik an dem Programment-
wurf begrüßte Lafontaine. „Wir
wollten eine lebendige Debatte.

Und Kritik macht uns wach.“
Die Bedingungen für Regie-

rungsbeteiligungen werden vor
allem von den ostdeutschen
Landesverbänden torpediert,
die teilweise schon Erfahrungen
in Landesregierungen gesam-
melt haben. Laut Entwurf sind
Privatisierungen und Sozialab-
bau ebenso Ausschlusskriterien
für eine Regierungsbeteiligung
wie militärische Auslandsein-
sätze der Bundeswehr. Partei-
chef Ernst schloss eine Tolerie-
rung von Auslandseinsätzen

der Bundeswehr aus. „Aus mei-
ner Sicht haben wir keinen
Grund, unsere klare Ablehnung
von Auslandseinsätzen der
Bundeswehr zu verändern.“ Er
sprach sich dafür aus, den Vor-
schlag Lafontaines aufzugrei-
fen, eine „Grünhelm“-Truppe
für Katastrophenbekämpfung
im Ausland aufzubauen. Refor-
mer um den Berliner Bundes-
tagsabgeordneten Stefan Lie-
bich fordern, die Beteiligung an
UN-Missionen nicht gänzlich
auszuschließen.

Von Wahlbegeisterung ist in Birma nichts zu spüren
MILITÄRDIKTATUR Erster Urnengang seit 20 Jahren / Nur Parteien, die den Machthabern genehm sind, dürfen teilnehmen

RANGUN (dpa). Erstmals seit
20 Jahren haben die Menschen
in Birma am Sonntag wählen
dürfen, von Begeisterung war
jedoch nichts zu spüren. Die
Militärjunta hat ein nationales
Parlament mit zwei Kammern
und 14 Regionalparlamenten
versprochen. Sie behält sich
aber überall ein Viertel der Sitze
vor. Verdeckte Beobachter be-
richteten von Wahlbetrug und

Unregelmäßigkeiten. Die wich-
tigste Oppositionsfigur, Frie-
densnobelpreisträgerin Aung
San Suu Kyi, steht unter Haus-
arrest und hatte zum Wahlboy-
kott aufgerufen. Wann das Er-
gebnis verkündet wird, war zu-
nächst ungewiss.
US-Präsident Barack Obama

nannte die Wahlen „alles ande-
re als frei und fair“. Die Stimm-
abgabe in mehr als 40000

Wahllokalen verlief offenbar
ohne Zwischenfälle. Die Polizei
zeigte in Rangun mit Kolonnen
von Mannschaftswagen deutli-
che Präsenz. Westliche Bot-
schafter hatten eine Einladung
des Regimes zum Besuch ausge-
wählter Wahllokale abgelehnt.
Als Wahlbeobachter nahmen
praktisch nur asiatische Diplo-
maten teil, darunter der Bot-
schafter Nordkoreas.

„Wenn man bedenkt, dass es
die erstenWahlen seit 20 Jahren
waren, hätte man mit Spannung
auf den Straßen gerechnet“, sag-
te der in Rangun ansässige briti-
sche Botschafter Andrew Heyn
dem Sender ChannelNewsAsia.
„Das gab es nicht, die Atmo-
sphäre war eher flau, als täten
die Leute in einem Prozess me-
chanisch ihre Pflicht, dessen Er-
gebnis schon vorher feststeht.“

Nach Angaben des Exil-Maga-
zins „Irrawaddy“ hat die Junta
für 90 Tage den Ausnahmezu-
stand verhängt, um Proteste in
dem ohnehin streng überwach-
ten Polizeistaat auszuschließen.
Aufgestellt waren 3071 Kandi-

daten aus 37 Parteien. Zwei
Drittel von ihnen gehören zwei
dem Militär nahestehenden
Parteien an, der USDP und der
NUP.

Programmarbeit: Die Parteivorsitzenden der Linken, Gesine Lötzsch und Klaus Ernst (Mitte), im Gespräch mit Oskar Lafontaine, dem Frak-
tionschef der Linken im saarländischen Landtag. Foto: dpa
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Lammert kritisiert
Gesetzgebung

BERLIN (dpa). Bundestagsprä-
sident Norbert Lammert hat die
Abgeordneten aufgefordert,
sich mehr Zeit bei der Gesetzes-
beratung zu nehmen. „Das Par-
lament ist Herr jedes Gesetzge-
bungsverfahrens. Wenn wir den
Zeitplan für ein Gesetzesvorha-
ben nicht akzeptabel finden,
dann können wir das ändern“,
sagte der CDU-Politiker der
„Frankfurter Allgemeinen
Sonntagszeitung“. „Wenn wir
aber nach der Methode vorge-
hen „Augen zu und durch“,
dann dürfen wir uns nicht an-
schließend bei Dritten be-
schweren.“

Künast jetzt
Spitzenkandidatin

BERLIN (dpa). Renate Künast
ist nun auch offiziell Spitzen-
kandidatin der Berliner Grünen
für die Abgeordnetenhaus-Wahl
2011. Auf einem Landespartei-
tag nominierten die rund 150
Delegierten in Berlin die Frak-
tionschefin im Bundestag. Kü-
nast unterstrich den Anspruch
der Grünen auf die Regierungs-
macht in der Hauptstadt.

Röttgen führt
NRW-CDU

BONN (dpa). Norbert Röttgen
soll die nordrhein-westfälische
CDU zurück an die Macht füh-
ren. Ein halbes Jahr nach der
Niederlage bei der Landtags-
wahl wählte ein Parteitag den
Bundesumweltminister in
Bonn als Nachfolger von Jür-
gen Rüttgers zum neuen Lan-
desvorsitzenden. Der 45-jährige
Jurist erhielt 92,5 Prozent der
Stimmen.

Rechtsextreme
bündeln Kräfte

HOHENMÖLSEN (dpa). Die
rechtsextremen Parteien in
Deutschland wollen ihre Kräfte
bündeln. Die NPD beschloss
am Samstag die Vereinigung
mit der DVU. Der Parteitag in
Hohenmölsen war von Protes-
ten gegen Rechtsextremismus
und Fremdenfeindlichkeit be-
gleitet, die von Sachsen-Anhalts
Ministerpräsident Wolfgang
Böhmer (CDU) angeführt wur-
den.

INLAND

Große Parteien
fahren Verluste ein
ATHEN (dpa). Die beiden gro-

ßen Parteien Griechenlands, die
regierenden Sozialisten und die
oppositionellen Konservativen,
haben bei den Kommunalwah-
len am Sonntag Verluste einge-
fahren. Nach ersten Hochrech-
nungen blieben die Sozialisten
von Ministerpräsident Giorgos
Papandreou mit 35 Prozent weit
hinter ihrem Ergebnis der Parla-
mentswahl vor 13 Monaten (da-
mals 43,92 Prozent) zurück. Mi-
nisterpräsident Papandreou hat-
te in den vergangenen Wochen
vorgezogene Parlamentswahlen
nicht ausgeschlossen, falls seine
Partei die Kommunalwahlen
nicht gewinnen sollte.

Iran bereit zu
Atomgesprächen

TEHERAN (dpa). Der Iran will
Gespräche über sein umstritte-
nes Atomprogramm in der Tür-
kei führen. Der iranische Außen-
minister Manuchehr Mottaki
sagte in Teheran: „Wir haben
unsere türkischen Freunde infor-
miert, dass wir in Bezug auf die-
se Gespräche in der Türkei über-
einstimmen.“ Seine Regierung
warte nun aber auf eine Tages-
ordnung für ein Treffen.

Heckenschütze in
Malmö gefasst

STOCKHOLM (dpa). Der ras-
sistische Heckenschütze von
Malmö ist vermutlich gefasst.
Die Polizei bestätigte die Fest-
nahme eines 38-Jährigen. Er
wird verdächtigt, seit einem Jahr
Angst und Schrecken in der süd-
schwedischen Großstadt ver-
breitet zu haben. Es bestehe
dringender Tatverdacht bei
einem Mord und sieben Mord-
versuchen, teilte die Staatsan-
waltschaft mit. Dem Attentäter
werden seit vergangenemHerbst
15 Überfälle auf Zuwanderer mit
einem Gewehr zugeschrieben.

Peking will
Portugal helfen

LISSABON (dpa). China will
dem finanziell schwer angeschla-
genen Euro-Land Portugal aus
der Misere helfen. Peking sei be-
reit, „mit konkreten Maßnah-
men“ zu helfen, sagte der chine-
sische Präsident Hu Jintao bei
einem Treffen mit dem portugie-
sischenMinisterpräsidenten José
Sócrates gestern in Lissabon.
Portugal hofft auf den Kauf mög-
lichst vieler portugiesischer
Staatsanleihen.

AUSLAND

BERLIN (dpa). Atompolitik,
Terrorgefahr, Haushaltslage
und Wirtschaftsentwicklung -
darum dürfte sich in dieser Wo-
che die politische Diskussion
ranken.

MONTAG: In Berlin tagen die
Parteigremien von CDU und
SPD. Außenminister Guido
Westerwelle ist erstmals zu Be-
such im Gazastreifen. In Brüs-
sel treffen sich die EU-Innenmi-
nister. Thema ist unter anderem
schärfere Kontrollen von Luft-
fracht.
DIENSTAG: In Berlin wird auf

einer Pressekonferenz eine TNS
Emnid-Studie zur Kriminalität
im öffentlichen Sektor 2010
vorgestellt.
DONNERSTAG: In Berlin

kommt der Haushaltsausschuss
des Bundestags zur „Bereini-
gungssitzung“ zusammen; der
Etat für 2011 wird endgültig
festgezurrt. In Seoul nehmen
Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel und Finanzminister Wolf-
gang Schäuble am G20-Gipfel-
treffen teil.
FREITAG: In Berlin stimmt der

Bundestag über den Gesetzent-
wurf zur Finanzierung der ge-
setzlichen Krankenkassen ab.

DIE POLITISCHE
WOCHE

„Taliban sind
geschwächt“

KABUL (dpa). Nach massivem
Druck auf die Aufständischen
sieht die Internationale Schutz-
truppe Isaf eine „Trendwende“
in den südafghanischen Tali-
ban-Hochburgen Kandahar
und Helmand. „Die Taliban
sind zahlenmäßig und in ihrem
Einfluss nicht in ganz Afghanis-
tan, aber in bestimmten Berei-
chen deutlich geschwächt wor-
den“, sagte der Sprecher der
Isaf, Bundeswehr-General Josef
Blotz. „In ausgewählten Regio-
nen, in denen Isaf qualitativ
und quantitativ auch einen
deutlichen Schwerpunkt ge-
setzt hat, gibt es in der Tat eine
Trendwende“, sagte der Gene-
ral vor dem Nato-Gipfel in Lis-
sabon, der am 19. November
beginnt. „Und das ist in Hel-
mand und Kandahar.“ Landes-
weit gebe es dank deutlich ver-
stärkter Ressourcen sowohl im
zivilen als auch im militäri-
schen Bereich „Fortschritte
und Indikatoren für kleinere lo-
kale Erfolge“.

Gustav Greve: Organizational
Burnout. Das versteckte Phä-
nomen ausgebrannter Organi-
sationen, Verlag Gabler, 34,95
Euro
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